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 Europäischer Flüchtlingsfonds

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Im  Jahr  2000  wurde  der  Europäische  Flüchtlingsfonds  (EFF)  eingerichtet.  Ziel

 dessen  ist  es,  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Aufnahme,  Integration  und  freiwilli-

 gen  Rückführung  von  Flüchtlingen,  Vertriebenen  und  Asylbewerberinnen  und

 -bewerbern zu unterstützen.

 Durch  die  Entscheidung  des  Rates  2004/904/EG  vom  2.  Dezember  2004  war

 die  Fortführung  des  EFF  bis  2010  beschlossen  worden  (ABl.  L  381  vom

 28.  Dezember 2004).

 Die  Deutschland  zustehenden  Mittel  aus  dem  EFF  werden  beim  Bundesamt  für

 Migration und Flüchtlinge (BAMF) verwaltet.

 Im  Mai  2006  verabschiedete  die  EU-Kommission  einen  geänderten  Vorschlag

 über  die  Errichtung  des  Europäischen  Flüchtlingsfonds  für  den  Zeitraum  2008

 bis  2013  innerhalb  des  geplanten  Rahmenprogramms  „Solidarität  und  Steue-

 rung  der  Migrationsströme“  (KOM  (2005)  123/2  vom  24.  Mai  2006).  Danach

 sollen  die  Mitgliedstaaten  umfassende  und  gezielte  finanzielle  Unterstützung

 erhalten, wenn sie

 ●  Entscheidungsprozesse  im  gemeinsamen  Europäischen  Asylsystem  durch

 eine  verstärkte  praktische  Zusammenarbeit  verbessern  wollen  (vgl.  hierzu

 KOM (2006) 67 vom 17. Februar 2006);

 ●  besondere  Belastungen  im  Falle  eines  plötzlichen  Massenzustroms  von

 Asylsuchenden bewältigen müssen;

 ●  nationale  Neuansiedlungsmaßnahmen  (sog.  Resettlementprogramme)

 durchführen  bzw.  wenn  im  Rahmen  regionaler  Schutzprogramme  der  EU

 die  Neuansiedlung  besonders  schutzbedürftiger  Personen  (wie  Minderjäh-

 riger  und  gefährdeter  Frauen)  stärker  gefördert  werden  soll  (vgl.  hierzu

 KOM (2005) 388 vom 1. September 2005) und

 ●  wenn  Personen,  die  internationalen  Schutz  genießen,  von  einem  Mitglied-

 staat in einen anderen transferiert werden.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  des  Innern  vom  29.  Juni  2006
 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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Insgesamt  soll  dem  EFF  –  dem  Vorschlag  der  EU-Kommission  zufolge  –  in  den

 Jahren 2008 bis 2013 628 Mio. Euro zur Verfügung stehen.

 Auf  seiner  Sitzung  am  26.  Mai  2004  hatte  es  der  Bundestagsausschuss  für  Men-

 schenrechte  und  humanitäre  Hilfe  begrüßt,  dass  der  EFF  zumindest  bis  2010

 fortgeführt  werden  soll.  Der  Ausschuss  befürwortete  in  diesem  Zusammen-

 hang,  dass  künftig  auch  Resettlementprogramme  durch  den  EFF  gefördert  wer-

 den  sollen.  Im  Hinblick  auf  die  künftige  Mittelvergabe  plädierte  der  Ausschuss

 für  Menschenrechte  und  humanitäre  Hilfe  dafür,  insbesondere  auch  Projekte  für

 eine  unabhängige  Verfahrensberatung  von  Asylbewerberinnen  und  -bewerbern

 und  Schutzsuchenden  sowie  Maßnahmen  zur  Förderung  jugendlicher  Flücht-

 linge  und  zur  Betreuung  traumatisierter  Flüchtlinge  zu  bewilligen.  In  diesem

 Zusammenhang  setzte  sich  der  Ausschuss  für  Menschenrechte  und  humanitäre

 Hilfe  dafür  ein,  Integrationsmaßnahmen  nach  dem  EFF  nicht  mehr  wie  bisher

 an  den  Besitz  oder  die  absehbare  Erlangung  einer  unbefristeten  Aufenthalts-

 erlaubnis  zu  koppeln,  sondern  auch  anerkannte  Flüchtlinge  oder  Personen  zu

 fördern,  bei  denen  menschenrechtliche  Abschiebungshindernisse  vorliegen.

 In  Deutschland  ist  derweil  die  2.  Runde  zur  Förderung  von  deutschen  Projekten

 im  Rahmen  EFF  angelaufen.  Für  das  Projektjahr  2005  wurden  Deutschland

 insgesamt  6,3  Mio.  Euro  als  Fördergelder  des  EFF  zugeteilt.  Dies  entspricht  ge-

 genüber  dem  Projektjahr  2004  einem  Rückgang  um  rund  20  Prozent.  Gegen-

 über der 1. Förderrunde haben sich folgende Änderungen ergeben:

 ●  Förderung von mehrjährigen Projekten (max. 36 Monate);

 ●  Förderung von Maßnahmen übergreifenden Projekten;

 ●  Einschränkung  der  Anerkennung  von  Sachleistungen  (z.  B.  ehrenamtlicher

 Tätigkeit) als Kofinanzierungsinstrument.

 Nationale  Regelangebote  sind  im  Rahmen  des  EFF  nicht  förderungsfähig.

 Fraglich  ist  nun,  inwieweit  Integrationsangebote  des  Zuwanderungsgesetzes

 durch  EFF-Mittel  unterstützt  werden  können.  Zu  klären  ist  in  diesem  Zusam-

 menhang  auch,  inwieweit  Projekte  für  jüdische  Zuwanderinnen  und  Zuwande-

 rer  nach  Inkrafttreten  des  Zuwanderungsgesetzes  über  den  EFF  noch  förde-

 rungsfähig sind.

 1.  Welche  Projekte  wurden  in  den  Projektjahren  2004  bis  2005  in  welchem

 Umfang  als  Mehrjahres-  und  in  welchem  Umfang  als  Jahresprojekte  geför-

 dert?

 Mehrjahresprojekte  sind  erst  seit  dem  1.  Januar  2005  neben  den  einjährigen  Pro-
 jekten  zugelassen  (Ratsentscheidung  2004/904/EG).  In  der  ersten  nationalen
 Förderperiode 2000 bis 2004 wurden nur einjährige Projekte gefördert.

 Im  Förderjahr  2004  wurden  191  einjährige  Projekte  gefördert.  Die  geförderten
 Projekte sind detailliert in Anlage 1* (genehmigte Projekte 2004) aufgeführt.

 Im  Förderjahr  2005  wurden  127  Anträge  (63,18  Prozent)  als  Mehrjahrespro-
 gramme  und  74  Anträge  (36,82  Prozent)  als  Jahresprogramme  gefördert.  Die
 geförderten  Projekte  sind  detailliert  in  Anlage  2*  (genehmigte  Projekte  2005)
 aufgeführt.

 2.  Anträge  welcher  Trägerorganisationen  wurden  für  die  Projektjahre  2004  bis

 2005 abgelehnt?

 2004  wurden  70  Anträge  abgelehnt.  Die  abgelehnten  Projekte  sind  detailliert  in
 Anlage 3* (abgelehnte Projekte 2004) aufgeführt.

 *  Die  Anlagen  können  auf  den  Internetseiten  http://dip.bundestag.de/perfors/perfors.htm  unter  der  Druck-

 sachennummer 16/2060 eingesehen werden.
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2005  wurden  72  Anträge  abgelehnt.  Die  abgelehnten  Projekte  sind  detailliert  in
 Anlage 4* (abgelehnte Projekte 2005) aufgeführt.

 3.  In  welchem  Umfang  hat  das  BAMF  es  welchen  Trägern  für  die  Projektjahre

 2004  bis  2005  zur  Auflage  gemacht,  Kürzungen  der  Projektkosten  vorzu-

 nehmen  (bitte  in  absoluten  Zahlen,  als  auch  im  prozentualen  Verhältnis  zu

 der beantragten Förderungssumme ausweisen)?

 Da  sowohl  2004  als  auch  2005  wesentlich  mehr  Fördergelder  beantragt  wurden,
 als  EU-Fördermittel  zur  Verfügung  standen,  mussten  bei  nahezu  allen  Projekt-
 anträgen  Kürzungen  vorgenommen  werden,  je  nach  Einzelfall  mehr  oder  weni-
 ger.  Nur  vereinzelte  Kleinprojekte  wurden  von  Reduzierungen  ausgenommen.
 Nähere  Angaben  stehen  nicht  zur  Verfügung.  Im  Hinblick  auf  die  Zahl  der  in  den
 Jahren  2004  und  2005  genehmigten  Projekte  (insgesamt  392  Aktenvorgänge)  ist
 eine  Auswertung  des  umfangreichen  Materials  in  der  vorgegebenen  Frist  nicht
 möglich. Sie wäre auch mit einem nicht vertretbaren Aufwand verbunden.

 4.  In  welchem  prozentualem  Verhältnis  wurden  in  den  Projektjahren  2004  bis

 2005  Projekte  in  den  Bereichen  Aufnahme,  Integration,  Rückkehr  bzw.

 Maßnahmen übergreifende Projekte gefördert?

 Da  das  Förderjahr  2004  erst  zu  ca.  92  Prozent  abschließend  geprüft  und  die  För-
 derperiode  2005  noch  nicht  abgeschlossen  ist  (Projektlaufzeiten  bis  31.  Dezem-
 ber  2006),  können  noch  keine  endgültigen  Zahlen  zu  den  tatsächlich  ausbezahl-
 ten  Fördergeldern  genannt  werden.  Daher  liegen  der  folgenden  Darstellung  die
 bewilligten  Beträge  in  den  Zuwendungsbescheiden  zugrunde  (die  sich  im  lau-
 fenden Verwendungsnachweisverfahren noch geringfügig ändern werden):

 *  Die  Anlagen  können  auf  den  Internetseiten  http://dip.bundestag.de/perfors/perfors.htm  unter  der  Druck-

 sachennummer 16/2060 eingesehen werden.
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5.  In  welchem  prozentualem  Verhältnis  wurden  in  den  Projektjahren  2004  bis

 2005 welche Träger gefördert (bitte aufschlüsseln nach

 ●  öffentliche Projektträger (Kommunen, Universitäten, usw.);

 ●  Wohlfahrtsverbände (einschließlich Kirchen);

 ●  unabhängige und gemeinnützige Initiativen;

 ●  nicht-gemeinnützigen Träger;

 ●  sonstige Träger)?

 Die  Beantwortung  ergibt  sich  aus  den  beigefügten  Tabellen  (Anlagen  5  bis  10)*.

 6.  Inwieweit  wurden/werden  –  entsprechend  der  Empfehlungen  des  Aus-

 schusses  für  Menschenrechte  und  humanitäre  Hilfe  des  Deutschen  Bundes-

 tages – nunmehr auch Projekte

 ●  für  eine  unabhängige  Verfahrensberatung  von  Asylbewerberinnen  und

 -bewerbern und Schutzsuchenden;

 ●  zur Förderung jugendlicher Flüchtlinge sowie

 ●  zur Betreuung traumatisierter Flüchtlinge

 bewilligt?

 Die  Beantwortung  ergibt  sich  aus  den  beigefügten  Tabellen  (Anlagen  11  bis  16)*.

 7.  Inwieweit  wird  heute  –  entsprechend  den  Empfehlungen  des  Ausschusses

 für  Menschenrechte  und  humanitäre  Hilfe  des  Deutschen  Bundestages  –  die

 Bewilligung  von  Fördermaßnahmen  nach  dem  EFF  nicht  mehr  an  den

 Besitz  (oder  die  absehbare  Erlangung)  einer  unbefristeten  Aufenthaltser-

 laubnis  gekoppelt,  so  dass  jetzt  auch  anerkannte  Flüchtlinge  bzw.  Personen

 gefördert  werden  können,  bei  denen  menschenrechtliche  Abschiebungshin-

 dernisse vorliegen?

 Die  Zielgruppen  des  Europäischen  Flüchtlingsfonds  sind  in  Artikel  3  der  Ent-
 scheidung  des  Rates  2004/904/EG  definiert.  Darunter  fallen  neben  Asylbewer-
 bern,  Asylberechtigten  und  den  anerkannten  Flüchtlingen  nach  der  Genfer  Kon-
 vention  auch  solche  Personen,  denen  eine  Form  von  subsidiärem  Schutz  im
 Sinne  der  Richtlinie  2004/83/EG  des  Rates  (Qualifikationsrichtlinie)  vom
 29.  April  2004  gewährt  wurde  (Artikel  3  Nr.  2  der  Ratsentscheidung  2004/904/EG).

 Alle  diese  Zielgruppen  werden  bei  der  Vergabe  von  EFF-Fördermitteln  berück-
 sichtigt.  Personen,  bei  denen  Abschiebungshindernisse  vorliegen,  wurden  auch
 schon  in  der  ersten  Förderperiode  der  Jahre  2000  bis  2004  gefördert  (s.  Artikel  3
 Nr.  2 der Ratsentscheidung 2000/596/EG).

 8.  Werden  Integrationsangebote  des  Zuwanderungsgesetzes  durch  EFF-Mit-

 tel unterstützt?

 Wenn  ja,  welche  Projekte  wurden  bzw.  werden  in  welchem  Umfang  geför-

 dert?

 Integrationsangebote  nach  dem  Zuwanderungsgesetz  für  rechtmäßig  auf  Dauer
 im  Bundesgebiet  lebende  Flüchtlinge  werden  grundsätzlich  nicht  aus  dem  Euro-
 päischen  Flüchtlingsfonds  gefördert.  Gefördert  werden  nur  solche  Maßnahmen,

 *  Die  Anlagen  können  auf  den  Internetseiten  http://dip.bundestag.de/perfors/perfors.htm  unter  der  Druck-

 sachennummer 16/2060 eingesehen werden.
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die  nicht  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Verpflichtung  erbracht  werden  („Addi-
 tionalitätsprinzip“).  Danach  sind  Maßnahmen  in  der  Regel  nur  dann  förderfähig,
 wenn  seitens  der  zu  fördernden  Personen  überwiegend  kein  dem  Ziel  der  Maß-
 nahme  entsprechender  Rechtsanspruch  besteht  (z.  B.  nach  den  Vorschriften  des
 Asylbewerberleistungsgesetzes,  des  Zwölften  Buches  Sozialgesetzbuch  oder
 des  Zuwanderungsgesetzes).  Ausnahmen  können  zugelassen  werden,  wenn  das
 Maßnahmeziel  im  Einzelfall  nur  durch  zusätzliche  Maßnahmen  bundeseinheit-
 lich zu erreichen ist.

 Durch  den  EFF  sollen  also  zusätzliche  innovative  Maßnahmen  in  der  Bundes-
 republik  Deutschland  gefördert  werden,  die  über  die  reine  Basisversorgung  hin-
 ausgehen.  Die  Sprach-  (Grund-  und  Aufbau-)  sowie  Orientierungskurse  stellen
 eine  solche  Basisversorgung  dar.  Darauf  aufbauend  werden  durch  den  EFF
 weiterführende  Integrations-  und  Sprachkurse  gefördert,  zugeschnitten  etwa  auf
 berufsspezifische  Bedürfnisse  (z.  B.  Studiengänge  für  akademisch  gebildete
 Flüchtlinge).

 9.  Konnten  nach  dem  Inkrafttreten  des  Zuwanderungsgesetzes  Projekte  zur

 Förderung  der  Integration  von  jüdischen  Zuwandererinnen  und  Zuwande-

 rer aus Mitteln des EFF fortgesetzt werden?

 Wenn  ja,  welche  Projekte  wurden  bzw.  werden  seither  in  welchem  Um-

 fang gefördert?

 Wenn  nein,  wie  werden  diese  Projekte  jetzt  weiter  fortgeführt  bzw.  finan-

 ziert?

 Ja. Wegen der Einzelheiten wird auf die Anlage 17*) verwiesen.

 10.  Wie  setzt  sich  in  den  Projektjahren  2004  bis  2005  prozentual  die  nationale

 Kofinanzierung  der  bewilligten  Projekte  in  den  einzelnen  Maßnahme-

 bereichen  (Aufnahme,  Integration,  Rückkehr  sowie  Maßnahmebereiche

 übergreifende Projekte) zusammen?

 Es  wird  auf  die  folgende  Übersicht  verwiesen.  Der  nationale  Anteil  ist  die
 Differenz zwischen den Gesamtkosten und der EFF-Förderung.
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11.  Wie  setzt  sich  in  den  Projektjahren  2004  bis  2005  prozentual  die  nationale

 Kofinanzierung der abgelehnten Projekte zusammen?

 Im  Hinblick  auf  die  Zahl  der  in  den  Jahren  2004  und  2005  abgelehnten  Projekte
 (insgesamt  142  Aktenvorgänge)  ist  eine  Auswertung  des  umfangreichen  Mate-
 rials  in  der  vorgegebenen  Frist  nicht  möglich.  Sie  wäre  auch  mit  einem  nicht  ver-
 tretbaren Aufwand verbunden.

 12.  In  welchem  Umfang  und  in  welcher  Form  wurden  in  den  Projektjahren

 2004  bis  2005  Sachleistungen  als  Kofinanzierung  anerkannt  (bitte  in  ab-

 soluten Zahlen ausweisen)?

 Im  Förderjahr  2004  wurden  insgesamt  1  925  787,43  Euro  Sachleistungen  als
 förderfähig  anerkannt.  Diese  Kosten  wurden  bis  maximal  50  Prozent  durch  den
 EFF kofinanziert.

 Im  Förderjahr  2005  wurden  von  den  Antragstellern  insgesamt  184  887,65  Euro
 Sachleistungen  beantragt.  Diese  wurden  jedoch  nicht  mehr  als  förderfähig  aner-
 kannt (zur Begründung siehe nachfolgende Antwort zu Frage 13).

 13.  Seit  wann  wird  ehrenamtliche  Tätigkeit  durch  das  BAMF  mit  welcher  Be-

 gründung nicht mehr als anrechenbare Sachleistung anerkannt?

 Ab  dem  1.  Januar  2005  gelten  neue  Durchführungsbestimmungen  betreffend  die
 Förderperiode  2005  bis  2010.  Gemäß  Entscheidung  der  Kommission  2006/399/
 EG  vom  20.  Januar  2006,  Anhang  I,  Regel  Nr.  24,  sind  Sachleistungen  grund-
 sätzlich  nicht  als  förderfähige  Kosten  anzusehen.  Eine  Ausnahme  ist  daher  nur
 in  begründeten  Einzelfällen  möglich.  Sofern  eine  Aufnahme  von  Sachleistungen
 zur  Kofinanzierung  beantragt  wird,  ist  dies  umfassend  zu  begründen.  Finanz-
 schwäche eines Antragstellers stellt keinen Ausnahmetatbestand dar.

 In  den  Sitzungen  des  beratenden  Ausschusses  vom  6.  Dezember  2004  und  vom
 7.  März  2005  in  Brüssel  hat  Deutschland  –  neben  anderen  Mitgliedstaaten  –  sich
 für  die  Förderfähigkeit  von  Sachleistungen  eingesetzt.  Dies  hat  die  EG-Kom-
 mission  unter  Berufung  auf  haushaltsrechtliche  Bestimmungen  abgelehnt  (Sum-
 mary  Record  of  the  Meeting  of  the  European  Refugee  Fund  Committee  –
 7.  März 2005).

 Des  Weiteren  hat  sich  PRO  ASYL  direkt  an  die  Kommission  gewandt  und  sich
 ebenfalls  für  eine  finanzielle  Berücksichtigung  von  ehrenamtlicher  Arbeit  ein-
 gesetzt.  Auch  dies  ist  von  der  Kommission  abschlägig  beschieden  worden
 (Schreiben  PRO  ASYL  vom  31.  Mai  2005  an  die  EG-Kommission  und  Ant-
 wortschreiben der EG-Kommission vom 1.  Juni 2005).

 Sachleistungen,  die  von  den  Projektträgern  für  das  Förderjahr  2005  beantragt
 wurden,  konnten  nicht  anerkannt  werden,  da  die  engen  Ausnahmevoraussetzun-
 gen nicht vorlagen.

 a)  In  welchem  Umfang  wurde  in  den  Projektjahren  2004  bis  2005  seitens

 welcher  Projekte  die  Anrechnung  ehrenamtlicher  Arbeit  als  Kofinan-

 zierungsbeitrag beantragt?

 Im  Hinblick  auf  die  Zahl  der  in  den  Jahren  2004  und  2005  bearbeiteten  Projekte
 (insgesamt  534  Aktenvorgänge)  ist  eine  Auswertung  des  umfangreichen  Mate-
 rials  in  der  vorgegebenen  Frist  nicht  möglich.  Sie  wäre  auch  mit  einem  nicht  ver-
 tretbaren Aufwand verbunden.
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b)  Inwieweit  steht  die  diesbezügliche  Entscheidungspraxis  in  Wider-

 spruch  zur  Grundhaltung  der  Bundesregierung  im  Hinblick  auf  die  all-

 gemeine  Förderung  des  Ehrenamts  (so  heißt  es  z.  B.  im  Koalitionsver-

 trag  von  CDU,  CSU  und  SPD,  dass  „ohne  ein  starkes  ehrenamtliches

 Engagement  der  Bürgerinnen  und  Bürger  für  unser  Zusammenleben

 unsere  Gesellschaft  nicht  existieren  kann  (…)  Die  zivilgesellschaft-

 lichen  Initiativen  (…)  zur  Integration  von  Migranten  (…)  werden  wir

 unterstützen“)?

 Bei  der  Verwaltung  der  EU-Fördermittel  ist  Deutschland  an  die  Entscheidung
 der  EG-Kommission  2006/399/EG  gebunden,  d.  h.  ehrenamtliche  Tätigkeiten,
 die  unentgeltlich  erbracht  werden,  können  grundsätzlich  nicht  finanziell  bezu-
 schusst  werden.  Gleichwohl  steht  diese  Förderpraxis  der  von  der  Bundesregie-
 rung  angestrebten  Stärkung  des  ehrenamtlichen  Engagements  nicht  entgegen,
 denn  ein  großer  Teil  von  EFF-Fördermitteln  fließt  in  die  Qualifizierung  ehren-
 amtlicher  Helfer  und  in  die  Vernetzung  ehrenamtlicher  Initiativen.  In  vielen  Pro-
 jekten  werden  ehrenamtliche  Helfer  eingesetzt.  Wenn  der  Projektträger  keine
 finanzielle  Kofinanzierung  für  ehrenamtliche  Arbeit  erhält,  hat  dies  seinen  nach-
 vollziehbaren  Grund  darin,  dass  er  dafür  keine  Personalkosten  aufwendet.  Erhält
 dagegen  ein  „Ehrenamtlicher“  eine  finanzielle  Leistung,  etwa  eine  Aufwands-
 entschädigung  (z.  B.  für  Fahrtkosten,  Verpflegung  usw.),  so  ist  eine  finanzielle
 Bezuschussung  wiederum  möglich.  Hier  handelt  es  sich  nicht  mehr  um  eine
 Sachleistung im Sinne der EU-Vorschriften.

 c)  Was  gedenkt  die  Bundesregierung  zu  tun,  damit  sich  Projektträger  im

 Rahmen  des  EFF  ehrenamtliche  Arbeit  wieder  als  Kofinanzierungsbei-

 trag anrechnen lassen können?

 Derzeit  sieht  die  Bundesregierung  keinen  Ansatzpunkt  für  entsprechende  Initia-
 tiven.

 14.  Wie  viele  Mittel  wurden  in  den  Projektjahren  2004  bis  2005  für  „Ver-

 brauchs- und Versorgungsgüter“ ausgegeben?

 a)  Wie  hoch  liegt  dieser  Anteil  bei  Projekten  im  Maßnahmebereich

 „Rückkehr“ und welche Ausgaben sind darunter gefasst?

 b)  Inwiefern  sind  diese  Ausgaben  aus  öffentlichen  Mitteln  gegenfinan-

 ziert?

 Im  Hinblick  auf  die  Zahl  der  in  den  Jahren  2004  und  2005  genehmigten  Projekte
 (insgesamt  392  Aktenvorgänge)  ist  eine  Auswertung  des  umfangreichen  Mate-
 rials  in  der  vorgegebenen  Frist  nicht  möglich.  Sie  wäre  auch  mit  einem  nicht  ver-
 tretbaren Aufwand verbunden.

 15.  Wurden  Ausgaben  (z.  B.  Reisekosten,  Rückkehrhilfen,  Personalkosten)

 im  Ausland  als  förderfähige  Kosten  anerkannt,  und  wenn  nein,  warum

 nicht?

 Ja.

 16.  Wie  viele  Personen  sind  beim  BAMF  insgesamt  mit  der  Verwaltung  von

 EFF-Mitteln befasst?

 Zwölf.
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17.  Wie  viele  der  Deutschland  zustehenden  EFF-Mittel  werden  durch  die  Mit-

 telvergabe des BAMF in Anspruch genommen werden?

 Im  Förderjahr  2003  standen  Deutschland  9  935  791,60  Euro  für  nationale  Maß-
 nahmen  des  EFF  zur  Verfügung.  Tatsächlich  wurden  9  369  645,65  Euro  in  An-
 spruch genommen.

 Davon  sind  maximal  5  Prozent  als  „technische  Unterstützung“  des  Bundesamtes
 vorgesehen.  Die  tatsächlichen  Kosten  für  Personal,  Evaluierung  usw.  liegen
 allerdings darüber.

 Im  Förderjahr  2004  standen  Deutschland  8  113  021,93  Euro  für  nationale  Maß-
 nahmen  des  EFF  zur  Verfügung.  Die  tatsächlichen  Förderleistungen  für  das  För-
 derjahr  2004  (betrifft  den  Projektzeitraum  1.  Januar  2004  bis  31.  Dezember
 2005)  sind  noch  nicht  definitiv  festgestellt,  da  derzeit  erst  92  Prozent  der  Pro-
 jektabschlüsse  vollständig  geprüft  sind.  Frist  für  die  Abgabe  des  Abschlussbe-
 richts  2004  an  die  EG-Kommission  ist  der  31.  August  2006.  Die  Gesamtmittel
 Deutschlands  für  das  Förderjahr  2004  dürften  zu  weit  über  90  Prozent  ausge-
 schöpft werden.

 Davon sind wiederum 5 Prozent als „technische Unterstützung“ vorgesehen.

 Für  das  Förderjahr  2005  stehen  Deutschland  6  808  594,52  Euro  zu.  Wie  viel  da-
 von  im  Förderzeitraum  1.  Januar  2005  bis  31.  Dezember  2006  in  Anspruch  ge-
 nommen  werden  wird,  kann  noch  nicht  angegeben  werden,  da  die  Projekte  des
 Förderjahres 2005 noch nicht abgeschlossen sind.

 Nach  Artikel  18  Abs.  2  der  Entscheidung  des  Rates  2004/904/EG  steht  ab  dem
 1.  Januar  2005  ein  Anteil  von  7  Prozent  der  Gesamtbudgets  zuzüglich
 30  000  Euro als technische Unterstützung zur Verfügung.

 18.  Welche  Maßnahmen  zum  Bürokratieabbau  hat  das  BAMF  bei  der  Vergabe

 von EFF-Mitteln in den letzten beiden Jahren unternommen?

 Das  Vergabeverfahren  ist  in  Artikel  13  und  14  der  Entscheidung  des  Rates  2004/
 904/EG  und  Artikel  10  der  Durchführungsbestimmung  2006/401/EG  geregelt.
 Danach  legt  die  „zuständige  Behörde“  genaue  Verfahren  für  die  Auswahl  der  aus
 dem  Fonds  zu  kofinanzierenden  Maßnahmen  fest.  Das  Ausschreibungs-  und
 Vergabeverfahren findet wie folgt statt:

 Den  Projektträgern  werden  für  die  Ausschreibung  Antragsformulare  an  die
 Hand  gegeben  sowie  ein  Leitfaden  zum  Ausfüllen  der  Projektanträge.  Dieser
 Leitfaden  enthält  alle  wesentlichen  EU-Bestimmungen  und  erläutert  sie.  Die
 Projektanträge  werden  innerhalb  einer  gesetzten  Frist  beim  zuständigen  Minis-
 terium  bzw.  der  zuständigen  Senatsverwaltung  des  jeweiligen  Bundeslandes
 eingereicht,  das  ein  Votum  zum  geplanten  Projekt  abgibt.  Anschließend  werden
 die  Anträge  mit  dem  Votum  an  die  Nationale  Zentralstelle  (BAMF)  gesandt  und
 dort  geöffnet.  Im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  wurden  rund  dreihundert  Pro-
 jektanträge gestellt.

 Die  Nationale  Zentralstelle  ist  in  den  letzten  Jahren  verstärkt  um  eine  unbüro-
 kratische  Mittelvergabe  bemüht.  So  wird  die  tagesaktuelle  Korrespondenz  fast
 ausschließlich  auf  elektronischem  Wege  und  fernmündlich  erledigt.  Antragsfor-
 mulare,  europäische  und  nationale  Rechtsgrundlagen  sowie  Leitfaden  sind  auf
 neuem  Stand  ins  Internet  gestellt.  Die  Projektträger  haben  darauf  unmittelbaren
 Zugriff.  Ebenso  wird  im  Internet  mittels  eines  Infobriefs  über  laufende  aktuelle
 Entwicklungen  des  Europäischen  Flüchtlingsfonds  informiert.  Anfragen  werden
 auf  elektronischem  Wege  oder  fernmündlich  binnen  kurzer  Zeit  beantwortet.
 Vor  Absendung  der  Zuwendungsbescheide  wird  die  Höhe  der  Zuwendungs-
 summe  telefonisch  abgesprochen.  Die  Projektträger  reichen  dann  einen  geän-
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derten  –  reduzierten  –  Finanzplan  mit  dem  abgesprochenen  Zuwendungsbetrag
 nach.  Dieser  wird  im  darauf  folgenden  Zuwendungsbescheid  ausgewiesen.  Das
 unbürokratische  telefonische  Verfahren  führt  dazu,  dass  mit  den  Projektträgern
 Einvernehmen  vor  Bescheiderstellung  erzielt  wird.  Daher  wird  nur  in  Ausnah-
 mefällen  Widerspruch  gegen  einen  Bescheid  eingelegt,  nämlich  wenn  das
 BAMF  eine  Förderung  gänzlich  ablehnt.  Diese  Verfahrensweise  ist  im  letzten
 Evaluierungsbericht  des  Sozialwissenschaftlichen  Forschungsinstituts  Göttin-
 gen  vom  30.  Oktober  2005  ausdrücklich  als  unbürokratisch  und  daher  positiv
 bewertet worden.

 19.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  den  Vorschlag  der  EU-Kommission,

 Neuansiedlungsmaßnahmen  der  Mitgliedstaaten  durch  den  EFF  zu  unter-

 stützen,  so  wie  dies  bereits  im  sog.  Haager  Programm  der  EU  vorgeschla-

 gen worden ist?

 Die  Bundesregierung  unterstützt  –  vorbehaltlich  von  Änderungen  in  Detail-
 fragen  –  den  Vorschlag  der  EG-Kommission,  Maßnahmen  der  Mitgliedstaaten
 im  Rahmen  von  Neuansiedlungen  durch  den  Europäischen  Flüchtlingsfonds  zu
 finanzieren.

 20.  Ist  im  Hinblick  auf  den  Vorschlag  der  EU-Kommission,  nunmehr  auch  die

 verstärkte  praktische  Zusammenarbeit  der  Asylbehörden  der  Mitglied-

 staaten  (also  eine  rein  administrative  Tätigkeit)  über  den  EFF  zu  unterstüt-

 zen,  damit  zu  rechnen,  dass  im  Ergebnis  weniger  EFF-Mittel  zur  Förde-

 rung  der  Arbeit  von  Nichtregierungsorganisationen  zur  Verfügung  stehen

 werden?

 Aussagen  darüber,  wie  sich  die  Erweiterung  der  förderfähigen  Maßnahmen  auf
 die  Mittelverteilung  unter  potenziellen  Antragstellern  –  und  hier  insbesondere
 auf  Nichtregierungsorganisationen  –  auswirken  könnte,  lassen  sich  nicht  treffen.
 Die  Bundesregierung  weist  darauf  hin,  dass  die  Verbesserung  der  praktischen
 Zusammenarbeit  unter  den  Asylbehörden,  die  im  Haager  Programm  zu  einem
 der  Schwerpunkte  der  künftigen  Arbeiten  bestimmt  worden  ist,  ein  komplemen-
 täres  Element  zum  Erlass  der  Rechtsakte  der  ersten  Harmonisierungsphase  dar-
 stellt.  Sie  trägt  zu  einer  einheitlichen  Entscheidungspraxis  innerhalb  der  Euro-
 päischen  Union  bei  und  ist  damit  für  eine  gemeinsame  Asyl-  und  Flüchtlings-
 politik der Europäischen Union unverzichtbar.

 21.  Wie  sieht  der  derzeitige  Zeitplan  für  den  Abschluss  der  Beratungen  über

 das  Kommissions-Programm  „Solidarität  und  Steuerung  der  Migrations-

 ströme“ aus?

 Die  Beratungen  zu  dem  Kommissionsentwurf  werden  voraussichtlich  im  Herbst
 2006 unter finnischer Präsidentschaft abgeschlossen werden.
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